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11. Berichte des UKSH müssen transparenter werden -  
Darstellung der Kosten optimierungsbedürftig 

 
Eine wirksame Überwachung der Geschäftsführung setzt eine 
transparente Berichterstattung des Vorstands voraus. Bislang 
kommt der Vorstand seinen Berichtspflichten gegenüber den 
internen Gremien des UKSH (Aufsichtsrat und Wirtschaftsaus
schuss) und dem Landtag zwar nach, inhaltlich gibt es aber Ver
besserungspotenzial.  
 
Die Berichte an die internen Gremien über außertarifliche Ver-
träge enthalten keine Informationen zu den tatsächlichen Perso
nalkosten. Sie basieren auf Prognosen und beschränken sich auf 
ausgewählte Vergütungsbestandteile. Eine wirksame Kontrolle 
der Kostenentwicklung durch die Aufsichtsgremien ist so nicht 
möglich. 
 
Die Berichte an den Beteiligungsausschuss beziehen zwar alle 
Gehaltsbestandteile ein. Die vom UKSH berücksichtigte Beam
tenbesoldung war jedoch bis einschließlich des Berichtsjahres 
2023 unvollständig. 
 
In seinem 2019 eingeführten Bericht zum Fundraising 
beschränkte sich der Vorstand ab 2021 auf die Darstellung der 
Einnahmen statt, wie vom Landtag gefordert, auf die Entwick
lung der Kosten einzugehen.  
 
Aktuell trägt das UKSH die Kosten für das Fundraising allein, 
obwohl zwei Drittel der Kosten auf Aktivitäten des Fördervereins 
und der Förderstiftung entfallen. Zukünftig sollte das UKSH die 
Kosten verursachungsgerecht in Rechnung stellen. 
 

11.1 Ausgangslage 
 
Der Vorstand des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) lenkt 
die Geschäfte des UKSH in eigener Verantwortung und ist für die wirt
schaftliche Situation des Klinikums insgesamt verantwortlich. Aufgabe des 
Aufsichtsrats (AR) ist es, die Entscheidungen des Vorstands zu über-
wachen.1 Eine wirksame laufende Überwachung durch den Aufsichtsrat 
setzt eine transparente Berichterstattung des Vorstands voraus.  

                                                      
1  § 85 Abs. 1 Satz 1 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-

Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 05.02.2016, GVOBl. Schl.-H. 2016, S. 39, zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.03.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 26. 
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Der LRH hat sich deshalb exemplarisch die Berichte des Vorstands über 
die Entwicklung der außertariflichen Verträge (AT-Verträge) beispielsweise 
mit den Klinik- und Institutsleitungen1 und zum Fundraising angeschaut.  
 

11.2 Berichte über außertarifliche Verträge verbesserungswürdig 
 
Aufgrund mehrerer AR-Beschlüsse und Vorgaben des Landtages berichtet 
der Vorstand aktuell dem AR, dem Wirtschaftsausschuss als Unteraus
schuss des AR und dem Unterausschuss des Finanzausschusses für 
Unternehmensbeteiligungen des Landes Schleswig-Holstein (Beteiligungs-
ausschuss) über die Entwicklung der AT-Verträge im UKSH. Der Vorstand 
kommt damit seiner Berichtspflicht zwar nach, inhaltlich gibt es allerdings 
Verbesserungsbedarf. 
 

11.2.1 Keine Kostentransparenz in Berichten an interne Gremien  
 
Die Berichte des Vorstands an den AR und den Wirtschaftsausschuss 
enthalten keine Informationen über die tatsächlichen Personalkosten im 
UKSH. Sie basieren auf Prognosen, die das UKSH vor Vertragsabschluss 
erstellt, um die Zustimmungsbedürftigkeit des Vertrags durch den AR zu 
prüfen.2 Ob die Prognosen eintreffen und wie sich die Kosten tatsächlich 
entwickeln, ergibt sich daraus nicht. 
 
Der Vorstand berichtet zudem nur über die Vergütungsbestandteile aus 
dem einzelnen AT-Vertrag. Weitere Vergütungsbestandteile, wie die 
Besoldung aus dem Beamtenverhältnis, die Vergütung aus einem parallel 
bestehenden tarifvertraglichen Arbeitsverhältnis oder aus Anstellungsver
hältnissen bei Konzerngesellschaften, werden bei der Berichterstattung 
nicht berücksichtigt. Dadurch fließen Tarifgehälter von beispielsweise 
120.000 €3 weder in die Kostendarstellung noch in die Durchschnitts-
berechnung ein. 
 
Eine Kostenkontrolle ist nicht möglich, wenn nur über ausgewählte Vergü
tungsbestandteile berichtet wird. Wieviel ein Arzt im UKSH insgesamt ver
dient, ergibt sich aus den Berichten nicht. Die Berechnung eines Durch
schnittsgehalts ist irreführend, wenn nicht alle Gehaltsbestandteile einbe-
zogen werden.  
 

                                                      
1  Vgl. dazu Tz. 10 dieser Bemerkungen.  
2  Vgl. dazu Tz. 10 dieser Bemerkungen. 
3  Entgeltgruppe Ä3 Stufe 3 Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken 

(TV-Ärzte) vom 30.10.2006 in der Fassung des 9. Änderungsvertrags vom 26.03.2024. 
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Der LRH hält es für erforderlich, dass die internen Kontrollgremien künftig 
vollständige Informationen über die Gesamtpersonalkosten und das 
Gehaltsgefüge im AT-Bereich erhalten.  
 
Das UKSH erklärt, dass es den Aufsichtsgremien so berichte, wie es von 
diesen eingefordert werde. Die Einschätzung des LRH könne es nicht 
nachvollziehen. Sofern Anpassungen an die Berichte durch die Gremien 
erwünscht waren, sei das UKSH diesen nachgekommen. So würde sich 
das UKSH auch zukünftig verhalten. Die Prognose sei ein guter Nähe
rungswert, der im Durchschnitt eine gute prognostische Annäherung an 
die tatsächlich erzielte Vergütung gebe. Dass das UKSH den internen 
Gremien nur über die Chefarztvergütung und nicht über die insgesamt 
erzielten Einnahmen der Professoren berichte, sei transparent gewesen. 
Die Vergütung aus der Professur werde nicht vom UKSH gezahlt und habe 
nichts mit den Leistungen oder dem Erfolg der Professoren in der Kran
kenversorgung zu tun. 
 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen
schaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) bestätigt 
demgegenüber, dass die Berichte aktuell sehr umfangreich mit einer teils 
großen Detailtiefe seien. Eine übersichtlichere und kompakte Darstellung 
unter Berücksichtigung der erforderlichen Transparenz und Nachvollzieh
barkeit, angepasst an die Erfordernisse der jeweiligen Gremien wäre von 
Vorteil. Entsprechende Änderungen seien für die Zukunft überlegenswert.  
 
Der LRH teilt die Einschätzung des Wissenschaftsministeriums und emp
fiehlt dem AR, dem Vorstand künftig klare Vorgaben zu machen. 
 

11.2.2 Datengrundlage für den Bericht an den Beteiligungsausschuss war 
unvollständig 
 
Aufgrund von Landtagsbeschlüssen berichtet das UKSH dem Beteili
gungsausschuss einmal jährlich über die Entwicklung der Personalkosten 
im AT-Bereich.1 Dieser Bericht erfolgt laut UKSH unter Einbeziehung aller 
Gehaltsbestandteile, d. h. einschließlich Beamtenbesoldung, Tarifvergü
tung und eventueller Verträge in den Konzerngesellschaften des UKSH.  
 
Die in dem Bericht angegebenen Durchschnittsgehälter waren nicht kor
rekt. Denn die vom UKSH für den Bericht verwendeten Angaben zur 
Beamtenbesoldung waren in allen Jahren unvollständig.  

  

                                                      
1  LT-Drs. 19/1074 und Plenarprotokoll 19/44, S. 3303, LT-Drs. 19/1816 und Plenarprotokoll 

19/74, S. 5688. 
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Das liegt daran, dass die Beamtenbesoldung nicht vom UKSH, sondern 
über das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
(DLZP) ausgezahlt wird. Zwar erhält das UKSH vom DLZP regelmäßig 
Informationen über die ausgezahlten Beträge, diese Informationen wurden 
aber UKSH-intern nicht an das Dezernat Personal weitergeleitet, auf des
sen Daten der Bericht an den Beteiligungsausschuss beruht. Die verwen
deten Behelfsdaten waren dadurch nicht immer vollständig bzw. auf dem 
aktuellen Stand.  
 
Das UKSH hat erklärt, dass die vom DLZP gelieferten Daten seit 2024 
auch vom Dezernat Personal verwendet werden. Auf eine rückwirkende 
Korrektur wollte das UKSH verzichten. Der noch ausstehende Bericht für 
2024 wird also erstmalig auf den tatsächlich vom DLZP ausgezahlten Wer
ten beruhen und einen Überblick über das reale Gehaltsgefüge im UKSH 
und die Gesamtkosten auf Basis der Ist-Werte geben. 
 
In seiner Stellungnahme führt das UKSH aus, dass in der überwiegenden 
Zahl der Verträge die Professorenvergütung vom UKSH richtig dargestellt 
worden sei. Nur bei einzelnen Verträgen seien Informationen manuell in 
das Personalsystem eingepflegt worden. Bei der Auswertung der Daten 
der Personalbuchhaltung für die Berichte an den Beteiligungsausschuss 
seien die in Teilen unvollständigen Daten in der Vergangenheit leider nicht 
aufgefallen. Die Differenz werde die Aussage des Berichts allerdings nicht 
wesentlich verändern. 
 
Der LRH nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Auswirkungen werden 
sich aus dem noch ausstehenden Bericht für 2024 ergeben. 
 

11.3 Kosten des Fundraisings weiter intransparent 
 
Auch beim Fundraising hat der LRH Verstöße gegen die Berichtspflicht 
identifiziert. 2016 hatte der LRH festgestellt, dass die Stabsstelle Fundrai
sing des UKSH unentgeltlich für den Förderverein UKSH Wissen schafft 
Gesundheit e. V. (Förderverein) und die Förderstiftung des UKSH (Förder
stiftung) tätig wird.1 Der Förderverein und die Förderstiftung werben zwar 
öffentlich damit, dass immer 100 % des Engagements ankommen, Kosten 
der Stabsstelle Fundraising für Aktivitäten des Fördervereins und der För
derstiftung fallen dennoch an, nur trägt sie das UKSH. Im Durchschnitt der 
letzten 5 Jahre beliefen sich diese auf jährlich knapp 500.000 €. Erfolg und 
Daseinsberechtigung von Förderverein und Förderstiftung können ohne 
Blick auf die Kostenseite nicht bewertet werden.  

  

                                                      
1  Bemerkungen 2017 des LRH, Nr. 28.12. 
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Daher erwartete der Landtag vom UKSH eine transparente Darstellung der 
Kosten der Stabsstelle Fundraising gegenüber dem AR.1  
 
Dieser Forderung ist der Vorstand lediglich einmal in 2019 nachgekom
men. Danach entsprachen die Berichte nicht mehr der Forderung des 
Landtages. 2020 war die Information zu den Kosten nicht transparent und 
beschränkte sich auf eine pauschale Prozentangabe. Ab 2021 lieferte das 
UKSH nur noch Berichte über die Einnahmen, nicht zu den Kosten. Der 
AR akzeptierte die einseitigen, intransparenten Berichte.  
 
Die unvollständige Information durch das UKSH führte dazu, dass dem AR 
die mit der Erhöhung des Spendenaufkommens verbundene Kostensteige
rung bei der Stabsstelle Fundraising gar nicht auffiel. Insbesondere die 
erfolgreiche Sonderspendenaktion „UKSH hilft Ukraine“ hat 2022 zu einer 
deutlichen Einnahmensteigerung um 4,2 Mio. € beim Förderverein geführt. 
Damit verbunden war auch eine Kostensteigerung um 24 %. Insbesondere 
die Personalkosten stiegen, da vom UKSH teilweise prozentuale Beteili
gungen an den Spendeneinnahmen vereinbart waren. Abgesehen davon, 
dass dieser Kostenaufwuchs in Teilen hätte verhindert werden können, 
wenn der Vorstand rechtzeitig kostensenkende Maßnahmen ergriffen 
hätte, sollte das UKSH die Kosten für die Fundraisingaktivitäten nicht aus 
seinen Einnahmen finanzieren. 
 
Das UKSH muss dafür Sorge tragen, dass der Auftrag des Landtages kor
rekt umgesetzt wird. Das Wissenschaftsministerium als Rechtsaufsicht hat 
die Umsetzung zu begleiten und eventuelle Verstöße zu ahnden.   
 
Das UKSH sollte zudem verpflichtet werden, seine Verwaltungskosten 
dem Förderverein und der Förderstiftung verursachergerecht in Rechnung 
zu stellen.  
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass Adressat der Berichterstat
tung der AR sei. Die Bewertung, ob die Berichterstattung erfüllt sei, 
obliege allein dem Mandatsträger, der sein Mandat persönlich wahrnehme 
und nicht weisungsgebunden sei. Zudem habe es diverse Wechsel der 
AR-Mitglieder gegeben.  
 
Das UKSH führt in seiner Stellungnahme aus, dass die am UKSH etablier
ten Fundraising-Strukturen denen anderer deutscher Universitätsklinika 
entsprächen und finanziell sehr erfolgreich seien. Von 2017 bis 2023 
ergäbe sich ein positiver Gesamtsaldo ohne Berücksichtigung der Sonder
spendenaktion „UKSH hilft Ukraine“ von 6,7 Mio. €.  

  

                                                      
1  Plenarprotokoll 19/16 (neu), S. 1059, zur LT-Drs. 19/364. 
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Im Saldo sei es für das UKSH gleich, ob die Kosten beim UKSH oder im 
Förderverein bzw. in der Förderstiftung verortet seien. Allerdings habe sich 
das UKSH im Februar 2025 entschieden, die bis dahin angefallenen 
Sachkosten für die Sonderspendenaktion von rund 56.000 € aus den 
Spenden für die Ukraine zu erstatten, da der Spendenzweck Ukraine-Hilfe 
nicht unmittelbar etwas mit dem UKSH zu tun habe. Zudem versicherte 
das UKSH abschließend, den verschiedenen Gremien künftig sowohl über 
die Spendenerlöse als auch über die hierfür entstandenen Kosten zu 
berichten.  
 
Der LRH fordert die Landesregierung auf, sicherzustellen, dass das UKSH 
die Landtagsbeschlüsse umsetzt. Wechsel der Mandatsträger dürfen nicht 
zu einem Wissensverlust führen.  
 
Die Entscheidung für eine Kostenerstattung zugunsten des UKSH wird 
befürwortet. Allerdings kann der LRH die Begrenzung auf die Sachkosten 
nicht nachvollziehen. Gerade die Personalkostensteigerung in 2022 war 
fast ausschließlich auf die Sonderspendenaktion zurückzuführen.  
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